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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 20/1603 
Landtag 27.09.22 
20. Wahlperiode  

Mitteilung des Senats vom 27. September 2022 

Gesetz über die Zustimmung zum Staatsvertrag zur Änderung des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Gesetzes 
über die Zustimmung zum Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 mit der Bitte um Beschlussfassung.  

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben auf ihrer 
Konferenz vom 20. bis zum 22. Oktober 2021 den anliegenden Entwurf eines 
Staatsvertrags zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 beschlossen. 
Ferner wurde beschlossen, dass die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder in Aussicht nehmen, diesen Änderungsstaatsvertrag nach den ge-
gebenenfalls notwendigen Vorunterrichtungen der Landesparlamente zu un-
terzeichnen. 

Die Vorunterrichtung der Bremischen Bürgerschaft durch den Senat erfolgte 
am 11. Januar 2022. 

Durch eine punktuelle Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 erfolgt 
eine dauerhafte Übertragung der zentralen Zuständigkeit für die Führung der 
Spielersperrdatei einschließlich der Zuständigkeit für den Anschluss aller nach 
dem Glücksspielstaatsvertrag 2021 hierzu verpflichteten Veranstalter und Ver-
mittler öffentlicher Glücksspiele an das anbieter- und spielformübergreifende 
Sperrsystem auf das Land Hessen, das auf das vorhandene Sperrsystem OASIS 
(Online Abfrage Spielerstatus) und sein hierzu entwickeltes Fachwissen auf-
bauen und beides entsprechend den Erfordernissen an ein zentrales System 
kontinuierlich weiterentwickeln kann. 

Hierdurch erübrigt sich ein aufwendiger Systemwechsel und Anschluss an die 
gegebenenfalls erst noch aufzubauende Sperrdatei der Gemeinsamen Glücks-
pielbehörde der Länder in Halle (Saale) nach etwa eineinhalb Jahren. Denn im 
Staatsvertrag, in seiner aktuellen Fassung, ist vorgesehen, dass die Zuständig-
keit für die Führung der Spielersperrdatei ab 1. Januar 2023 auf die Gemein-
same Glücksspielbehörde übergeht. Das etablierte und weiterentwickelte 
Sperrsystem, das sich im Land Hessen bereits in Betrieb befindet, kommt im 
Übrigen auch einem effektiven Spielerschutz zugute. 

Der Entwurf eines Gesetzes über die Zustimmung zum Staatsvertrag zur Ände-
rung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 mit Begründung sowie der Staatsver-
trag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 sind als Anlagen 
beigefügt. 

Der Senat bittet die Bürgerschaft (Landtag) um Beratung und Beschlussfassung 
des Gesetzentwurfs in der Oktobersitzung 2022.
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Gesetz über die Zustimmung zum Staatsvertrag zur Änderung des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) be-
schlossene Gesetz: 

§ 1 

(1) Dem in Bremen am 23. März 2022 von der Freien Hansestadt Bremen un-
terzeichneten Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem 
Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der 
Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Mecklen-
burg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-West-
falen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, 
dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein und dem Frei-
staat Thüringen wird zugestimmt.  

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

(3) Nach seinem Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 tritt der Staatsvertrag am 1. Januar 
2023 in Kraft. Sollte der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Absatz 1 Satz 
2 gegenstandslos werden, ist dies im Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen bekannt zu machen. 

§ 2 

Durch Artikel 1 Absatz 1 in Verbindung mit dem Glücksspielstaatsvertrag 2021 
wird das Grundrecht auf Schutz personenbezogener Daten gemäß Artikel 2 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes und des Artikels 
12 Absatz 3 der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen einge-
schränkt. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

Begründung zum Gesetz zum Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 

Zu § 1: § 1 dieses Gesetzes setzt den Staatsvertrag zur Änderung des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 in Landesrecht um. Auf die Begründung des 
Staatsvertrags wird verwiesen. 

Zu § 2: Die Regelung dient der Umsetzung des Zitiergebots. 

Zu § 3: § 3 regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
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Gesetz über die Zustimmung zum Staatsvertrag zur Änderung des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 

 

Vom 

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) beschlos-
sene Gesetz: 

§ 1 

(1) Dem in Bremen am 23. März 2022 von der Freien Hansestadt Bremen 
unterzeichneten Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, 
dem Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt 
Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land 
Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem 
Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-
Holstein und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt.  

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

(3) Nach seinem Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 tritt der Staatsvertrag am 1. Januar 
2023 in Kraft. Sollte der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Absatz 1 Satz 2 
gegenstandslos werden, ist dies im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
bekannt zu machen. 

§ 2 

Durch Artikel 1 Absatz 1 in Verbindung mit dem Glücksspielstaatsvertrag 2021 
wird das Grundrecht auf Schutz personenbezogener Daten gemäß Artikel 2 Absatz 1 
in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes und des Artikels 12 Absatz 3 
der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen eingeschränkt. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

Signatur 

 



 

 

Begründung zum Gesetz zum Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 

Zu § 1:  
 
§ 1 dieses Gesetzes setzt den Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 in Landesrecht um. Auf die Begründung des Staatsvertrages wird verwie-
sen. 
 
Zu § 2: 
 
Die Regelung dient der Umsetzung des Zitiergebots. 
 
Zu § 3: 
 
§ 3 regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
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